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Sehr geehrte Damen und Herren!  

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster u.a Entscheidungen zum 

Nachweis einer niedrigeren als der typisierten Restnutzungsdauer für Mietobjekte und 

zur Anwendung von § 15a EStG auf Verluste aus sog. "Goldfinger-Modellen".    

 

 
 

 

Aktuelle 

Entscheidungen 
 

 

 

Restnutzungsdauer eines Mietobjekts kann nach der 

Immobilienwertverordnung berechnet werden  



Mit zwei Urteilen vom 14. Februar 2023 (1 K 3840/19 F und 1 K 3841/19 F) hat der 1. 

Senat des Finanzgerichts Münster entschieden, dass vom Steuerpflichtigen eingeholte 

Wertgutachten, in denen die Restnutzungsdauern von Mietobjekten nach der 

Immobilienwertverordnung (ImmoWertV) berechnet werden, der Ermittlung der AfA 

zugrunde gelegt werden können. 

Die Klägerinnen der beiden Verfahren sind vermögensverwaltende GmbH & Co. KGen, 

die Vermietungseinkünfte aus verschiedenen Objekten erzielen. Die Gebäude sind in den 

1920er Jahren bzw. um 1950 errichtet worden. Die Klägerinnen begehrten eine 

Berechnung der AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG, da die tatsächlichen Restnutzungsdauer 

der Gebäude niedriger seien als 40 bzw. 50 Jahre. Hierzu reichten sie beim Finanzamt 

jeweils selbst in Auftrag gegebene Verkehrswertgutachten einer öffentlich bestellten und 

vereidigten Sachverständigen über den gesamten Immobilienbestand ein. Im Rahmen 

dieser Gutachten ermittelte die Sachverständige die jeweilige Restnutzungsdauer der 

einzelnen Gebäude nach den Regelungen der ImmoWertV. Danach wird die 

Restnutzungsdauer grundsätzlich durch Abzug des Alters von der Gesamtnutzungsdauer 

der baulichen Anlagen ermittelt. Wurden in der Vergangenheit Um- und Ausbau- oder 

Modernisierungs- und Renovierungsmaßnahmen durchgeführt, durch wel che sich die 

Gesamt- bzw. Restnutzungsdauer verlängert hatte, schätzte die Gutachterin die 

Restnutzungsdauer unter Berücksichtigung dieser Modernisierungsmaßnahmen anhand 

der Anlage III zum Sachwertmodell der Vorsitzenden der Gutachterausschüsse in 

Nordrhein-Westfalen (AGVGA NRW). Aufgrund des Alters der Gebäude lagen die 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/1_K_3840_19_F_Urteil_20230214.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/1_K_3841_19_F_Urteil_20230214.html


Restnutzungsdauern unterhalb der gesetzlich typisierten Restnutzungsdauern von 40 

bzw. 50 Jahren. 

Das Finanzamt erkannte die Berechnung der Restnutzungsdauern in den Gutachten nicht 

an. Die Klägerinnen hätten kürzere Nutzungsdauern weder durch technischen Verschleiß 

noch aus wirtschaftlichen Gründen glaubhaft gemacht, da die Gutachten insoweit lediglich 

mathematische Ermittlungen enthielten. 

Die Klägerinnen beriefen sich im Klageverfahren insbesondere auf das zwischenzeitlich 

ergangene BFH-Urteil vom 28. Juli 2021 (IX R 25/19). Danach sei jede Methode zulässig, 

die geeignet sei, einen angemessenen Schätzungsrahmen darzulegen. 

Beide Klagen hatten vollumfänglich Erfolg. Der 1. Senat des Finanzgerichts Münster hat 

ausgeführt, dass den Steuerpflichtigen nach den Grundsätzen des BFH-Urteils vom 28. 

Juli 2021 (IX R 25/19) ein Wahlrecht zustehe, sich mit den typisierten AfA-Sätzen 

zufriedenzugeben oder eine tatsächlich kürzere Nutzungsdauer geltend zu machen und 

darzulegen. Dabei sei keine Gewissheit über eine kürzere tatsächliche Nutzungsdauer 

erforderlich. Vielmehr könne allenfalls größtmögliche Wahrscheinlichkeit verlangt werden, 

sodass eine Schätzung des Steuerpflichtigen nur dann zu verwerfen sei, wenn sie 

eindeutig außerhalb des angemessenen Schätzungsrahmens liege. Dabei könne das 

Verfahren der Gebäudesachwertermittlung nach der ImmoWertVO Anwendung finden, 

auch wenn dieses eine modellhafte Berechnung darstelle, die nicht primär auf die 



Ermittlung der tatsächlichen Nutzungsdauer im Sinne von § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG gerichtet 

sei. 

Ausgehend von diesen Grundsätzen sei die von den Klägerinnen auf Grundlage der 

eingereichten Gutachten ermittelten Restnutzungsdauern nicht zu beanstanden. Die 

Gutachterin habe nach Ortsbesichtigung den Zustand der einzelnen Objekte, die 

Ausstattung der Wohnungen, die Bauweise und den Unterhaltungszustand der Gebäude 

dargestellt. Sie habe bei der Berechnung der Nutzungsdauern die Regelungen der 

ImmoWertV angewandt und für durchgeführte Um- und Ausbau- oder 

Modernisierungsmaßnahmen das von der AGVGA NRW entwickelte Punkteverfahren 

angewandt. Als Gesamtnutzungsdauer habe die Gutachterin die vom jeweiligen örtlich 

zuständigen Gutachterausschuss zur Ableitung der Liegenschaftszinssätze zugrunde 

gelegte Gesamtnutzungsdauer angesetzt.  

Abzug anerkannter "Goldfinger-Verluste" kann nicht 

nachträglich über § 15a Abs. 5 EStG beschränkt werden  

Der 4. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 24. Februar 2023 (4 K 1274/19 

F) entschieden, dass Verlusten, die über eine britische General Partnership im Rahmen 

eines sog. Goldfinger-Modells erlitten wurden, welches rechtskräftig als gewerblich 

anerkannt wurde, nicht nachträglich über § 15a Abs. 5 EStG die Ausgleichsfähigkeit 

versagt werden kann. 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/4_K_1274_19_F_Urteil_20230224.html
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Die Kläger waren Gesellschafter einer in Großbritannien ansässigen General Partnership 

(GP), die mit Gold handelte. Kurz nach ihrer Gründung kaufte die GP im Jahr 2007 Gold 

und verkaufte es im Folgejahr wieder. Für das Jahr 2007 ermittelte die GP im Rahmen 

einer Einnahme-Überschuss-Rechnung aufgrund des Warenankaufs einen erheblichen 

Verlust. Dieser war nach ihrer Auffassung gesondert festzustellen und bei den Klägern im 

Rahmen des negativen Progressionsvorbehaltes zu berücksichtigen (sog. Goldfinger-

Modell). Das Finanzamt war ursprünglich der Auffassung, dass der Goldhandel nicht zu 

gewerblichen Einkünften führe und lehnte daher eine Verlustberücksichtigung ab. Der 

hiergegen erhobenen Klage gab das Finanzgericht Münster mit Urteil vom 11. Dezember 

2013 (6 K 3045/11 F) statt, das der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 19. Januar 2017 (IV R 

50/14) bestätigte. 

Daraufhin erließ das Finanzamt nunmehr einen Feststellungsbescheid nach § 15a Abs. 4 

EStG, mit dem es die Verluste lediglich als mit künftigen gewerblichen Gewinnen aus der 

GP als verrechenbar ansah. Zur Begründung verwies es darauf, dass die 

Inanspruchnahme der Kläger für Schulden der GP unwahrscheinlich gewesen sei (§ 15a 

Abs. 5 Nr. 3 EStG). 

Der 4. Senat des Finanzgerichts Münster hat den Feststellungsbescheid aufgehoben und 

damit der erhobenen Klage vollumfänglich stattgegeben. Zunächst seien die Kläger als 

Gesellschafter der GP nicht mit Kommanditisten, die im Außenverhältnis lediglich 

beschränkt haften, vergleichbar, sodass eine Anwendung von § 15a Abs. 5 EStG von 

vornherein ausscheide. Vielmehr weise die GP wegen ihrer gewerblichen Einkünfte 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2013/6_K_3045_11_F_Urteil_20131211.html


Parallelen zu einer OHG auf. Im Übrigen habe der Gesetzgeber zwischenzeitlich 

Regelungen zur Einschränkung des negativen Progressionsvorbehalts insbesondere zur 

Missbrauchsvermeidung bei Goldfinger-Modellen geschaffen, die lediglich im Streitjahr 

noch nicht anwendbar gewesen seien. Würden die Verluste unter § 15a EStG fallen, hätte 

es diesen Regelungen nicht bedurft. 

Unabhängig davon habe der Senat nicht feststellen können, dass eine Inanspruchnahme 

der Kläger für Schulden der GP im Sinne von § 15a Abs. 5 Nr. 3 EStG unwahrscheinlich 

gewesen sei. Das Finanzamt, das diese steuererhöhenden Umstände hätte nachweisen 

müssen, habe hierzu nichts festgestellt. Die Kläger seien zur Aufbewahrung von 

Unterlagen angesichts des lange zurückliegenden Zeitraums nicht mehr verpflichtet 

gewesen. 

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

Hören Sie zu dieser Entscheidung auch unseren neuesten PodcaSTeuerrecht.  

Beweis der Unrichtigkeit einer Postzustellungsurkunde durch 

Zeugenvernehmung  

Der 15. Senat des Finanzgerichts Münster hat sich im Urteil vom 22. November 2022 (Az. 

15 K 1593/21 U,AO) mit der Möglichkeit befasst, den Beweis der Unrichtigkeit einer 

Postzustellungsurkunde im Wege des Zeugenbeweises zu führen. Im entschiedenen Fall 

https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/podcast_steuerrecht/index.php
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hat der Senat auch nach Einvernahme von sieben Mitarbeitern der betroffenen 

Steuerberatungsgesellschaft als Zeugen nicht die Überzeugung gewinnen können, dass 

die Postzustellungsurkunde unrichtig errichtet worden war. 

Die Klägerin legte gegen aufgrund einer Außenprüfung geänderte 

Umsatzsteuerbescheide Einsprüche ein, die das Finanzamt als unbegründet zurückwies. 

Die Einspruchsentscheidung stellte es der zu diesem Zeitpunkt bevollmächtigten 

Steuerberatungsgesellschaft gegen Postzustellungsurkunde zu. In der 

Postzustellungsurkunde dokumentierte der Postzusteller, dass er am 14. Mai 2021 – 

einem Freitag - erfolglos versucht habe, die Einspruchsentscheidung in den 

Geschäftsräumen persönlich zu übergeben. Auch eine Ersatzzustellung durch Übergabe 

an eine bei der Steuerberatungsgesellschaft beschäftigte Person sei nicht möglich 

gewesen. Die Einspruchsentscheidung wurde daher in den zur 

Steuerberatungsgesellschaft gehörenden Briefkasten eingeworfen. Eine Uhrzeit für den 

Zustellversuch notierte der Postzusteller nicht. Die Steuerberatungsgesellschaft brachte 

auf der Einspruchsentscheidung einen Posteingangsstempel mit Datum 17. Mai 2021 an. 

Die Klage wurde sodann am 17. Mai 2 021 erhoben 

Der 15. Senat des Finanzgerichts Münster hat die Klage abgewiesen. Sie sei unzulässig, 

weil die Klage erst nach der am 14. Juni 2021 abgelaufenen Klagefrist erhoben worden 

sei. Auf Grund der Beweiskraft der Postzustellungsurkunde stehe fest, dass die 

Einspruchsentscheidung am 14. Mai 2021 zugestellt worden sei. Die 

Postzustellungsurkunde sei ordnungsgemäß errichtet, die Angabe der Uhrzeit des 



Zustellversuchs sei ohne entsprechenden Auftrag des Zustellenden nicht zu vermerken. 

Den durch § 418 Abs. 2 ZPO möglichen Gegenbeweis habe die Klägerin nicht geführt. 

Der Senat wies in diesem Zusammenhang zunächst darauf hin, dass die Klägerin bereits 

nicht behaupte, dass der Postzusteller bei der Vornahme der Ersatzzustellung durch 

Einlegen des Schriftstücks in einen der zu den Kanzleiräumen gehörenden Briefkasten 

beobachtet worden wäre, ohne zuvor eine persönliche Zustellung oder eine 

Ersatzzustellung nach § 178 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 ZPO zu versuchen. Auch vergleichbare 

Umstände, die eine unmittelbare Feststellung der Unrichtigkeit der 

Postzustellungsurkunde erlauben würden, seien nicht vorgetragen worden. 

Stattdessen verweise die Klägerin vielmehr mittelbar darauf, dass ein am 14. Mai 2021 in 

der Zeit von 7:00 Uhr bis 19:00 Uhr vom Postzusteller unternommener Zustellversuch bei 

der Steuerberatungsgesellschaft ausnahmslos erfolgreich gewesen wäre, weil bei 

Betätigung der Klingelanlage dem Postzusteller geöffnet worden wäre und er die 

Einspruchsentscheidung einer zum Empfang berechtigten Person hätte übergeben 

können. Insoweit hob der Senat hervor, dass es darauf ankomme, ob der Postzusteller die 

vorrangigen Formen der Zustellung bei pflichtgemäßer Durchführung der vom Gesetz 

vorgeschriebenen Förmlichkeiten aus seiner Sicht tatsächlich nicht durchführen könne. 

Eine Ersatzzustellung sei danach im Streitfall eröffnet, wenn dem Postzusteller auf eine 

einmalige Betätigung der Klingelanlage hin nicht hinreichend schnell und für ihn ersichtlich 

die Tür geöffnet werde. Gerade dies sei aber auch nach einer Einvernahme der von der 



Klägerin benannten Mitarbeiter de r Steuerberatungsgesellschaft als Zeugen nicht 

festzustellen. 

Der Klägerin war nach Ansicht des 15. Senats des Finanzgerichts Münster auch nicht 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. Zum einen fehlte es aus Sicht des 

Senats an der Darlegung eines ordentlichen Ablaufs der Post- und Fristerfassung, um die 

Nicht- bzw. Falscherfassung der Frist tatsächlich als Büroversehen und nicht als 

strukturellen Organisationsmangel zu erkennen. Zum anderen war der Vortrag nicht 

vollumfänglich glaubhaft gemacht worden, sondern vielmehr nach der durchgeführten 

Beweisaufnahme widerlegt. 

Die Entscheidung ist rechtskräftig.  

 

 

 

 

Weitere 

Entscheidungen 

im Überblick  

 

 

 

Steuerberatungsrecht  



Zum Widerruf der Bestellung der Zulassung eines angestellten Steuerberaters 

wegen Eröffnung des Insolvenzverfahrens (Urteil vom 24. Juni 2022, Az. 4 K 1954/21)  

Verfahrensrecht  

Darf das Finanzamt mit Steuerforderungen gegen Umsatzsteuer-

Erstattungsansprüche aufrechnen, wenn beide Ansprüche nach Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens entstanden sind, aber aus einer vom Insolvenzverwalter 

freigegebenen Tätigkeit resultieren? (Urteil vom 14. Februar 2023, Az. 2 K 2804/21 

AO)  

 

 

 

 

In eigener 

Sache  
 

 

 

Neuer Richterkollege am Finanzgericht Münster  

Am 1. März 2023 überreichte der Präsident des Finanzgerichts Münster, Christian 

Wolsztynski, Herrn Dr. Dominik Ortwald seine Ernennungsurkunde zum Richter. Herr Dr. 

Ortwald (geb. 1988) absolvierte zunächst ein duales Studium an der Fachhochschule für 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2022/4_K_1954_21_Urteil_20220624.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/2_K_2804_21_AO_Urteil_20230214.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/2_K_2804_21_AO_Urteil_20230214.html


Finanzen in Nordkirchen. Während des danach aufgenommenen Jurastudiums war er 

weiterhin in Teilzeit in der Finanzverwaltung beschäftigt. Nach seinem ersten 

Staatsexamen nahm er eine Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für 

Steuerrecht an der Ruhr-Universität Bochum bei Prof. Dr. Seer auf. Parallel dazu legte er 

die Steuerberaterprüfung ab, promovierte zu einem steuerrechtlichen Thema und 

absolvierte sein Rechtsreferendariat am Landgericht Bochum. Danach war Herr Dr. 

Ortwald zunächst weiterhin als Lehrbeauftragter an der Ruhr-Universität Bochum tätig, 

bevor er an das Finanzgericht Münster wechselte. Dort ist er im 5. Senat tätig, der die 

Spezialzuständigkeit für Fragen des Umsatzsteuerrechts innehat und daneben auch 

ertragsteuerliche Fälle bearbeitet.   



 

Herr Dr. Ortwald (li) und Herr Wolsztynski (re.); Quelle: FG Münster 

Studierende der Hochschule für Finanzen beim ersten Moot 

Court beim Finanzgericht Münster  



Am 16. Februar 2023 fand der erste Moot Court beim Finanzgericht Münster in 

Kooperation mit der Hochschule für Finanzen Nordkirchen statt. Frau Prof. Dr. von 

Harenne und Frau Prof. Dr. Heine betreuten die zehn Studierenden, die die Rollen der 

Kläger- und Beklagtenseite einnahmen. Beim Moot Court konnten die Studierenden ihr 

Theoriewissen in der Praxis anwenden und einen Eindruck vom Ablauf eines gerichtlichen 

Verfahrens bekommen. Im Vorfeld der mündlichen Verhandlung wurde ein fiktiver 

Sachverhalt an die beiden Teams ausgegeben, zu dem die Studierenden eine Klageschrift 

und eine Klageerwiderung verfassten. In der simulierten mündlichen Verhandlung vor 

Richterinnen und Richtern des Finanzgerichts Münster und den beiden Professorinnen als 

ehrenamtlichen Richterinnen haben die beiden Teams ihre Rechtsposition mündlich 

untermauert und mit großem Engagement über verschiedene steuerliche Fragen der 

Privatnutzung eines betrieblichen PKW diskutiert. Die Beteiligten zogen ein durchweg 

positives Fazit und streben eine Neuauflage im nächsten Jahr an.  



 

Quelle: FG Münster  

 

Richterstelle neu zu besetzen  



Das Finanzgericht Münster sucht derzeit eine Finanzrichterin oder einen Finanzrichter für 

eine vakante Stelle. Nähere Informationen finden Sie auf unserer Homepage. 
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Der Newsletter des Finanzgerichts Münster erscheint regelmäßig zum 15. eines Monats. 

Sie haben jederzeit die Möglichkeit, den Newsletter über folgenden Abmeldelink wieder 

abzubestellen. Den Volltext der Entscheidungen des Finanzgerichts Münster und der 

anderen Gerichte Nordrhein-Westfalens finden Sie in der Rechtsprechungsdatenbank 

NRW-Entscheidungen. Auf der Homepage des Finanzgerichts Münster sind die 

anhängigen Revisionsverfahren gegen Entscheidungen des Finanzgerichts Münster 
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aufgelistet, die ab 1. Januar 2013 veröffentlicht wurden. Volltexte der Entscheidungen des 

Bundesfinanzhofs, auf die verwiesen wird, sind auf der gerichtseigenen 

Rechtsprechungsdatenbank des Bundesfinanzhofs abrufbar. Die Entscheidungen werden 

nur zur nicht gewerblichen Nutzung kostenfrei zur Verfügung gestellt (§ 11 Abs. 2 S 

2 JVKostG). Informationen für Interessenten einer gewerblichen Nutzung werden hier 

bereitgestellt. 
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